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Zentrale Ergebnisse 

 

Stadt und Hochschule: Wechsel‐
seitige Chancensteigerungen 

Lange Zeit beschränkten sich die lokalen 
und  regionalen  Erwartungen  an  Hoch‐
schulen weitgehend auf die Versorgung 
mit Bildungsangeboten und die Stimula‐
tion der lokalen Wirtschaft durch Nach‐
frageeffekte.  Diese  konnten  durch  die 
schiere Existenz der Hochschulen als er‐
füllt betrachtet werden. Heute dagegen 
sehen sich Hochschulen zunehmend mit 
einer  gegenteiligen  Herausforderung 
konfrontiert:  Die  schlichten  Anwesen‐
heitseffekte sollen um Aktivitätseffekte 
ergänzt werden. 

Die Annahme,  lokal aktive Hochschulen 
würden  in  den  lokalen  Problemlagen 
zentrale Herausforderungen  sehen  und 
ihre  Handlungsprogramme  entspre‐
chend ausrichten, lässt sich empirisch in 
Teilen bestätigen, wenn auch nicht pro‐
grammatisch:  Diesbezügliche  strategi‐
sche Verankerungen sind nur bedingt zu 
identifizieren. Zugleich finden viele Akti‐
vitäten  statt,  die  Beiträge  zur  Bearbei‐
tung  von  lokalen  Herausforderungen 
leisten,  ohne  als  solche  deklariert  zu 
werden.  

Die  Städte  haben  ein  Interesse  an 
selbsttragender Entwicklung. Die  in  ih‐
nen  ansässigen Hochschulen  haben ein 
Interesse  an  organisationaler  –  was 
mitunter  (etwa  für  einzelne  Fachberei‐
che  oder  Studiengänge)  heißt:  überle‐
bensrelevanter – Stabilität. Beides lässt 
sich durchaus zusammenführen. 

Hochschulen  nehmen  eine  lokale  und 
regionale  Versorgungsfunktion  wahr, 
die sich auf Studienplätze, akademische 
Fachkräfte,  Forschung  und  Entwicklung 
sowie  den  Anschluss  an  überregionale 
Entwicklungen  und  Netzwerke  bezieht. 
Sie  stellen  Hochqualifikationsangebote 

bereit  und  können  system‐,  prozess‐ 
und produktbezogenes Problemlösungs‐
wissen erzeugen.  

Insbesondere  in  demografisch  heraus‐
geforderten  und  entwicklungsge‐
schwächten  Regionen  sind  die  Hoch‐
schulen  eine  zentrale  Bedingung,  um 
Resonanzfähigkeit  ihrer  Regionen  für 
wissensbasierte  Entwicklungen  zu  er‐
zeugen  bzw.  zu  erhalten.  Sie  stellen 
dort ein Verödungshemmnis erster Gü‐
te  dar,  etwa  indem  sie  eine  jüngere 
Klientel  in  der  Region  halten  bzw.  von 
außen anziehen. 

Erscheinen auf den Sitzort bezogene Ak‐
tivitäten  der Hochschulen  zunächst  vor 
allem  als  zusätzliche  Aufgabe,  so  kön‐
nen  damit  doch  auch  organisationale 
Gewinne generiert werden:  

 Für eine Minderheit der Hochschulen 
besteht  aufgrund  ihrer  Leistungsstär‐
ke die Chance, in ihrer Gesamtheit auf 
eine  vorrangig  überregionale  bzw. 
internationale Orientierung  setzen  zu 
können.  

 Für  einen  sehr  viel  größeren  Teil  der 
Hochschulen dagegen besteht ggf. die 
Möglichkeit,  einzelne  –  mancherorts 
bereits vorhandene – exzellente Fach‐
gebiete  zu  stabilisieren  oder/und  zu 
entwickeln.  

 Hier  liegt  es  dann  nahe,  dass  der  Ex‐
zellenzorientierung  in  Teilbereichen 
die Lokal‐ und Regionaloption minde‐
stens  gleichberechtigt  zur  Seite  tritt. 
Damit lassen sich Legitimationsgewin‐
ne  einfahren,  die  für  den  größeren 
Teil der Hochschulen bzw. ihrer Fach‐
bereiche  auf  dem  Wege  von  Exzel‐
lenzwettbewerben  nicht  zu  erlangen 
sind.  

Insbesondere  Hochschulen  in  periphe‐
ren Regionen fällt es leichter, die eigene 
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Unentbehrlichkeit nicht nur zu behaup‐
ten,  sondern  auch  zu  plausibilisieren, 
wenn sie auch auf ihre Sitzstadt und ‐re‐
gion  bezogen  agieren. Werden  berech‐
tigte  Forderungen  nach  angemessener 
Hochschulausstattung mit  lokal  und  re‐
gional relevanten Leistungszusagen ver‐
bunden, so lässt sich auch hochschulfer‐
nen Gesprächspartnern, etwa in der Po‐
litik, vermitteln, dass die überwiesenen 
Gelder  nicht  nur  außerhalb  der  Region 
Wirkungen zeitigen. 

Dabei ist die lokale und regionale Wirk‐
samkeit von Hochschulen dann am aus‐
sichtsreichsten,  wenn  diese  ihre  Stadt 
und Region an die überregionalen Kon‐
taktschleifen  der  Wissensproduktion 
und ‐verteilung anschließen. Hierzu wie‐
derum  sind  die  Hochschulen wie  keine 
andere  Institution  in  ihren  Städten  in 
der  Lage:  Anders  als  sonstige  Akteure 
sind  sie  prädestiniert  dafür,  Entwick‐
lungen  nicht  einfach  geschehen  zu  las‐
sen,  sondern  einen  wissensgestützten 
strategischen  Umgang  damit  zu  ent‐
wickeln.  Sie  verfügen  aber  nicht  nur 
über die entsprechenden intellektuellen 
Ressourcen,  sondern  zählen  auch  zu 
den  Einrichtungen,  die  im Vergleich  in‐
stitutionell  sehr  stabil  sind – da öffent‐
lich finanziert und von den Ländern un‐
terhalten.  

 

Kooperationsinstrumentarium 

Ein  besonderes  Interesse  der  Wissen‐
schaft(seinrichtungen)  für  ihren  jeweili‐
gen  Sitzort  ist  keineswegs  zwangsläufig 
zu erwarten und auch kaum zu erzwin‐
gen.  Dem  stehen  die  fehlenden  Mög‐
lichkeiten  zentraler  Steuerung  und  die 
lokal  ungebundene  Orientierung  am 
Wissenschaftssystem  entgegen.  Zudem 
sind  in der einschlägigen Forschung so‐
wohl Regional‐  als  auch Hochschulent‐
wicklung  als  besonders  planungsresis‐
tente  Handlungsfelder  herausgearbei‐
tet  worden.  Ihre  Kopplung  erscheint 
dann  in  einem  ersten  Zugriff  als  Pla‐

nungsresistenz im Quadrat. Hier zu syn‐
chronisieren, ist eine Herausforderung. 

Als  Alternative  zur  planungsgebunde‐
nen  Intervention  gilt  das  Konzept  der 
Kontextsteuerung. Die Gestaltung  gün‐
stiger  Kontexte  für  die  Hochschule‐
Stadt‐Interaktion  soll  darauf  zielen, 
Fühlungskontakte  zu erleichtern. Damit 
werden Gelegenheitsstrukturen  für  po‐
tenziell  produktive, wechselseitige  Ver‐
stärkungen  der  Hochschul‐  und  Stadt‐
entwicklung  geschaffen,  also  die  ent‐
sprechenden  Rahmenbedingungen  ver‐
bessert.  Innerhalb  dieser  haben  poten‐
zielle  Partner  zum  einen  die  Chance, 
Interessenüberlappungen  und  ‐schnitt‐
stellen zu entdecken. Zum anderen kön‐
nen  diese  qua  förderlicher  Kontexte  in 
erleichterter  Weise  in  gemeinsames 
Handeln überführt werden.  

Dabei  sind wissensbezogene  Such‐  und 
Findeprozeduren  grundsätzlich  nicht 
planbar. Gelegenheiten werden genutzt 
oder  auch  nicht.  Plan‐  und  gestaltbar 
sind  hingegen  Arrangements  und  Kon‐
texte,  welche  die  Wahrscheinlichkeit 
von  Kontakten,  Kopplungen  und  letzt‐
endlich  Kooperationen  erhöhen.  Dafür 
hat im Grundsatz jede Stadt Möglichkei‐
ten, sei sie groß‐, mittel‐ oder kleinstäd‐
tisch. 

Eine  Reihe  von  Instrumenten  wird  in‐
zwischen  regelmäßig  eingesetzt,  wenn 
eine Governance lokaler Wissenskoope‐
rationen  etabliert  werden  soll.  Ihr  ziel‐
führendes Funktionieren hängt aber  je‐
weils von bestimmten Bedingungen ab: 

 Kooperationsverträge  sind  Rah‐
mung. Für sich genommen bewirken sie 
i.d.R.  nichts.  Sie  entfalten  Wirkung  zu‐
meist nur, wenn sie der  institutionellen 
Absicherung  bereits  existierender  Zu‐
sammenarbeit auf der Mikroebene die‐
nen,  nicht  aber  deren  Ausgangspunkt 
bilden. 

 Regelmäßige Treffen auf Leitungse‐
bene – Oberbürgermeisterin und Rektor 
–  hängen  von  der  Vorbereitung  durch 
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Stäbe  und  substanzieller  Untersetzung 
ab, etwa durch Maßnahmenpläne. 

 Lenkungsausschüsse  funktionieren 
am ehesten  da, wo  (und wenn)  sie  die 
zentralen  Kooperationsinteressenten 
vereinen.  

 Jährlich  aktualisierte  Maßnahmen‐
pläne zeichnen sich häufig dadurch aus, 
dass  die  Aktualisierung  zum  größten 
Teil  im Kopieren des Vorjahresplanes in 
eine  neue  Datei  besteht.  Positiv  ließe 
sich sagen: Die Absichten haben erfolg‐
reich ihre Geltung verteidigen können. 

 Stabstellen  „Wissenschaft“  in 
Stadtverwaltungen  funktionieren  –  da 
Städte  in Bezug  auf Hochschulen  kaum 
über Steuerungsmechanismen verfügen 
– nur als Dienstleister, und dies wiede‐
rum  nur,  wenn  sie  auch  tatsächliche 
Dienste  leisten können, d.h.  (materielle 
und  immaterielle)  Ressourcen  organi‐
sieren können. 

 Verpflichtende  Berichterstattungen 
an  das  jeweilige  Stadtparlament  erzeu‐
gen  Druck  auf  die  Verwaltung  (nicht 
aber  die  Hochschulen),  etwas  Vorzeig‐
bares  berichten  zu  können,  also  zuvor 
etwas zu unternehmen. 

An den Hochschulen bleiben die lokalen 
Erwartungen, die an sie adressiert wer‐
den,  nicht  ohne  Echo.  Hier  ist  mittler‐
weile  eine  Art  Standardrepertoire 
stadtbezogener Aktivitäten etabliert. Zu 
diesem zählen: 

 Kinderuni 
 Seniorenuniversität 
 strukturierte Weiterbildungsangebote 

 Career Center 
 Technologie‐Transfer‐Zentrum 

 Existenzgründer‐Unterstützung 
 Lange Nacht der Wissenschaften 

 Kooperation mit lokalen Gymnasien 

Es  handelt  sich  um  Hochschulaktivitä‐
ten,  die  sowohl  auf  ökonomische  Wir‐
kungen zielen als auch auf die nichtöko‐
nomischen  Voraussetzungen  lokaler 
Entwicklungen  bzw.  auf  Wirkungen  in 

sozialen oder  kulturellen Bereichen  ab‐
stellen. 

 

Strategische Erfolgsfaktoren 

Für  jegliche  Kooperationen  zwischen 
Hochschulen und lokalen Partnern muss 
immer auf der Grundlage der jeweiligen 
städtischen  Situation,  der  Interessenla‐
gen  und  der  einsetzbaren  Ressourcen 
entschieden  werden,  welche  Schwer‐
punkte gesetzt werden  sollen und kön‐
nen.  Dafür  sollten  einige  strategische 
Erfolgsfaktoren  in  die  institutionellen 
Policies der Hochschulen und der Stadt‐
verwaltungen  eingebaut  werden.  Sie 
lassen sich in drei Gruppen sortieren: 

(1) Wechselseitigkeit:  

  Inhaltliche  Anknüpfungspunkte: 
Elementare  inhaltliche  Voraussetzung 
jeglicher  Kooperation  ist,  dass  sachbe‐
zogene  Anknüpfungspunkte  zwischen 
Hochschulen  und  den  Partnern  beste‐
hen  und  erkannt  werden.  Die  Offenle‐
gung  der  jeweiligen  Eigeninteressen  ist 
hier hilfreich. 

 Wechselseitige  Resonanzfähigkeit: 
Um  seitens  der  Hochschulen  Ideen  für 
die Stadt zu entwickeln, bedarf es eines 
Problembewusstseins  für  die  lokalen 
Gegebenheiten.  Ist  dieses  entwickelt, 
muss es auf Resonanz in der Stadt tref‐
fen. Das heißt: Auch die lokalen Akteure 
müssen für die Problemlagen und Hand‐
lungsbedarfe der eigenen Stadt und die 
Möglichkeiten, darauf mit Hilfe der Wis‐
senschaft reagieren zu können, sensibi‐
lisiert sein. 

 Beidseitiger  Nutzen:  Im  Anschluss 
daran muss die Einsicht  in  den  je  eige‐
nen  Nutzen  der  Kooperation  bestehen 
bzw. erzeugt werden. Ideal sind Positiv‐
summenspiele, in denen sich Nutzen für 
alle  Beteiligten  ergibt,  also  sog.  Win‐
Win‐Situationen erzeugt werden.  

 Kooperationskosten  und  Koopera‐
tionsnutzen:  Immer  dann,  wenn  die 
Kooperationskosten  die  Kooperations‐
gewinne  übersteigen,  ist  jede  Initiative 
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gefährdet. Aufgrund der wissenschafts‐
seitig  vorrangig  kognitiven  Kooperati‐
onsmotive  werden  z.B.  Entfernungswi‐
derstände  gegen  fachliche  Kooperatio‐
nen eher schwach wirksam.  

(2) Voraussetzungen klären:  

 Ressourcen:  Elementare  formale 
Voraussetzung jeglicher Kooperation ist, 
dass  angemessene,  d.h.  aufgabenadä‐
quate Ressourcen zur Verfügung stehen 
bzw. organisiert werden können: perso‐
nelle, sächliche und – vor allem zur Um‐
setzung konkreter Projekte – finanzielle. 

 Akteurssystem  ermitteln:  Ratsam 
ist  es,  Kooperationsanbahnungen  mit 
einer Diagnose des Akteurssystems,  in‐
nerhalb dessen die Ziele umgesetzt wer‐
den  sollen,  zu  verbinden: Wer  sind  die 
relevanten Personen, die den Koopera‐
tionserfolg  maßgeblich  beeinflussen 
und ihn damit relevant entweder behin‐
dern  oder  unterstützen  können?  Dann 
lässt  sich  z.B.  abschätzen,  woher  Ein‐
wände  und  Widerstände  zu  erwarten 
sind,  und  es  kann  dementsprechend 
agiert und vorgebeugt werden. 

(3) Prozessgestaltung: 

 Verbindlichkeit:  Vereinbarungen 
über Ziele und Inhalte der Partnerschaft 
sowie  verbindliche Absprachen über  zu 
erbringende  Leistungen  dürfen  nicht 
der  operativen  Umsetzung  überlassen 
bleiben,  sondern  stellen  strategische 
Weichenstellungen dar. 

 Synchronisation  und  Kontinuität: 
Es  bedarf  einer  Synchronisierung  von 
Zeitvorstellungen und Planungshorizon‐
ten der Partner, da diese unterschiedli‐
chen Funktionslogiken und Zeitregimen 
folgen. Damit werden zugleich die Vor‐
aussetzungen  für  Kontinuität  geschaf‐
fen,  welche  die  Kooperationseffizienz 
steigert:  Es  müssen  nicht  fortlaufend 
neue  Partner  gesucht  und  gewonnen 
werden.  Die  Kontinuität  ist  organisato‐
risch abzusichern, da sie nicht zwingend 
im Selbstlauf entsteht und häufig perso‐
nengebunden  ist.  Die  organisatorische 

Absicherung wiederum  gelingt  leichter, 
wenn  Kontinuität  ein  Bestandteil  der 
strategischen Zieldefinition ist.  

 Vermeidung  von  Dysfunktionalitä‐
ten und Kooperationsbürokratie: Beide 
wirken  als  Kooperationskiller.  Zu  ver‐
meiden  sind grobe Dysfunktionalitäten, 
etwa  Überbeanspruchungen  oder  Kon‐
formitätsdruck,  der  dem  Ausprobieren 
innovativer Ideen entgegensteht. In die‐
sem Zusammenhang gilt auch:  Instituti‐
onalisierungen  von  Kooperationen  sind 
erfolgversprechender,  wenn  Kooperati‐
onsbürokratie vermieden wird. 

 Motivation:  Die  motivierte  Mitar‐
beit  von WissenschaftlerInnen  an  loka‐
len  Kooperationen  wird  wahrscheinli‐
cher,  wenn  sie  diese  nicht  als  zusätzli‐
che Aufgabe,  sondern als Möglichkeits‐
raum  zur  Entfaltung  von  Forschungs‐ 
und Lehrinteressen – als eine besonde‐
re Art der wissenschaftlichen Tätigkeit – 
erfahren. 

 Dezentralität als Ressource: Die De‐
zentralität der Organisation und Durch‐
führung  lokal  relevanter Hochschulakti‐
vitäten  sollte  als Potenzial  und Motiva‐
tionsressource  anerkannt werden.  Eine 
künstliche  Zentralisierung würde  ohne‐
hin  an  administrative  Grenzen  stoßen. 
Die  Leitungsebene  der  Hochschulen 
sollte  aber  Unterstützungswünsche  be‐
dienen.  

 Zentralität  als  Ressource:  Die  De‐
zentralität muss abgesichert  sein durch 
Etablierung definitiver Ansprechpartner 
für Wissenschaftsthemen auf Seiten der 
Stadt,  Netzwerkstrukturen  zwischen 
Stadt,  Wissenschaft,  Wirtschaft  und 
möglichst auch Kultur, zentral bereitge‐
stellte  Formate  der Wissenschaftskom‐
munikation,  ggf.  einen  strategischen 
Entwicklungsplan  –  bei  dem  dann  zu‐
gleich auch mit Abweichungen zu rech‐
nen  ist, aber der Plan ermöglicht einen 
kontrollierten Umgang mit diesen – und 
möglichst auch die Absicherung der wis‐
sensbasierten  Stadtentwicklung  über 
formale Stadtratsbeschlüsse. 



 

15 

 Realismus und Sichtbarkeit von Er‐
folgen:  Kooperationsprozesse  und  ‐ak‐
teure dürfen nicht überfordert werden, 
gegebene  Ressourcenbegrenzungen 
sind  zu  berücksichtigen,  und  in  zumin‐
dest  einigen  Bereichen  sollen  auch 
möglichst schnell sichtbar werdende Er‐
folge erreicht werden.  Letztere  fördern 
auch  die  Mitwirkungsbereitschaft  zu‐
nächst zögerlicher Partner.  

 

Lokales Wissensmanagement 

Wissenschaftseinrichtungen  haben  ihre 
Kernkompetenzen  in  der  Aufbereitung, 
Erzeugung, Verwaltung und Vermittlung 
von Wissen. Insofern liegt hier eines na‐
he: Das Instrument, mit dem sie ihre lo‐
kalen  Kontexte  durch  Nutzung  eigener 
Kompetenzen gestalten können,  ist der 
Aufbau  und  die  Unterhaltung  eines  lo‐
kal  bzw.  regional  vernetzten  Wissens‐
managements.  Eine  offensive  Selbst‐
einordnung  in  lokale  (bzw.  regionale) 
Wissensinfrastrukturen  entspricht dem 
Selbstverständnis von Hochschulen und 
Forschungsinstituten als Wissensprodu‐
zenten  und  ‐distributoren  am  ehesten. 
Sie  hat  zudem  in  einer  wissensgesell‐
schaftlichen  Perspektive  eine  unmittel‐
bare Plausibilität: Sie steigert die Wahr‐
nehmung der Hochschulen als Teil eines 
Netzes, das Zukunftsfähigkeit verbürgt. 

Andersherum:  Wenn  zur  Bearbeitung 
lokaler  Problemlagen  gescheite  Einord‐
nungen  zunächst  unsortierter  Informa‐
tionen  benötigt  werden,  sollte  es  die 
Wissenschaft  beunruhigen,  wenn  nicht 
sie  es  ist,  die  um  diese  Einordnungen 
gebeten  wird.  Ebenso  sind  wissen‐
schaftliche  Wissensbestände  für  lokale 
Akteure nutzlos, wenn sie nicht von an‐
sprechbaren Experten gewusst und mit 
Blick  auf  die  Situation  vor  Ort  durch‐
sucht,  geordnet,  aufbereitet  und  kom‐
muniziert werden.  

Ein  lokales Wissensmanagement  müss‐
te dreierlei sicherstellen:  

 Erstens ist der Zugang zu dem in Stadt 
und  Region  –  an  verteilten  Orten,  in 
differenzierten  Formaten  und  unter‐
schiedlichem  Besitz  –  vorhandenen 
Wissen  niedrigschwellig  zu  ermögli‐
chen  –  unmittelbar  oder  durch  ent‐
sprechende Navigation.  

 Derart  soll  zweitens  eine  solche  Zu‐
gänglichkeit  und  Verfügbarkeit  von 
Wissen  erreicht  werden,  die  potenzi‐
ell  jeden  Problemlösungsbedarf  mit 
den  lokal  vorhandenen  problemlö‐
sungsbezogen Wissensressourcen ver‐
bindet.  

 Drittens müssen Wissensbedarfe,  die 
lokal  nicht  zu  befriedigen  sind,  über‐
regional weitervermittelt werden. 

Dazu bedarf es der Kommunikationsfä‐
higkeit der Wissenschaft mit den  loka‐
len  Akteuren  hinsichtlich  deren  spezifi‐
scher  Wissens‐,  Kooperations‐  und  In‐
novationsbedürfnisse. Forschungsergeb‐
nisse sind nicht immer umstandslos ‚les‐
bar‘,  d.h.  durch  Praktiker  in  ihrer  Rele‐
vanz für konkrete Problemlösungen ein‐
zuschätzen. Deshalb sind Übersetzungs‐
leistungen  zwischen  unterschiedlichen 
Rationalitäten  zu  erbringen,  denn  die 
Praxis kommuniziert nicht wissenschaft‐
lich, sondern praktisch.  

Wissenschaftler/innen sind es gewohnt, 
den Aspekt  der Wahrheitsfähigkeit  von 
Aussagen  und  nicht  ihre  Praxisrelevanz 
in den Vordergrund zu rücken. Dagegen 
erwarten  Akteure  der  Praxis  anwen‐
dungsrelevante  Informationen,  trans‐
ferfähige  Konzepte,  Handlungs‐  sowie 
Beratungswissen,  und  die  allgemeine 
Öffentlichkeit  muss  mit  einem  Wissen 
angesprochen werden, das zu Botschaf‐
ten verdichtet und zugespitzt ist. Daher 
bedarf  es entsprechender  Formate, die 
an  die  Kommunikationsgewohnheiten 
der Adressaten anschließen. Denn wel‐
che  Expertise  sie  zu  welchem  Zweck 
nutzen, bestimmen  immer die Nachfra‐
ger, nicht die Anbieter. 

Sobald  nichtwissenschaftliche  Akteure 
in  Kooperationsarrangements  einbezo‐
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gen werden, geht es  für die beteiligten 
Wissenschaftler/innen um sog. transdis‐
ziplinäre – präziser: transakademische – 
Kommunikation:  Wissenschaftliches 
Wissen  ist  in  außerwissenschaftliche 
Anwendungskontexte  zu  übersetzen. 
Es geht um die Frage: Wie lässt sich em‐
pirisches  und  Erklärungswissen  (was 
passiert und warum?) transformieren in 
Handlungs‐  und  Beratungswissen  (was 
und wie  kann  es  getan werden?)? Hier 
sind  einige Grundsätze  zu  berücksichti‐
gen: 

 Wissenschaftskommunikation  muss 
externe  Erwartungen  integrieren,  weil 
sie  andernfalls  nicht  anschlussfähig  ist. 
Das jedoch darf nicht heißen, den Beob‐
achtungen und Analysen wissenschafts‐
externe  Prämissen  zugrunde  zu  legen. 
Denn dies  führte  in  eine doppelte  Irre‐
levanz:  Einerseits  wäre  dann  die  Er‐
kenntnisproduktion  durch  nichtwissen‐
schaftliche Vorannahmen kontaminiert, 
die  Intuitionen,  Fallauswahl  oder  Deu‐
tungen leiteten und derart zu gleichsam 
verunreinigten  Ergebnissen  führten. 
Andererseits kann auch die Rationalisie‐
rung  praktischen  Entscheidungshan‐
delns  –  im  Sinne eines höheren Maßes 
an Vernunftbasiertheit  – mit  solcherart 
verunreinigtem Wissen nicht gelingen. 

 Es  besteht  in  der  Regel  eine  zeitli‐
che Entkopplung zwischen Wissen und 
Wissensbedarfen:  Praktiker  benötigen 
Wissen  nicht  deshalb,  weil  es  gerade 
angeboten  wird,  sondern  dann,  wenn 
praktische Probleme  zu  lösen  sind. Das 
kann  vor,  während  oder  nach  der  Er‐
zeugung  des  einschlägigen  Forschungs‐
wissens sein. Hier muss also eine Über‐
brückung  der  zeitlichen  Entkopplung 
zwischen  Wissensproduktion  und  Wis‐
sensbedarfen durch zugriffsfähige über‐
zeitliche  Wissensspeicherung  organi‐
siert werden. 

 Der  bei  den  außerwissenschaftli‐
chen Adressaten anfallende Nutzen des 
Informiert‐Seins  über  wissenschaftlich 
begründetes  Wissen  muss  größer  sein 

als  die  (zeitlichen)  Kosten  des  Sich‐In‐
formierens. 

Ein  lokales  Wissensmanagement  um‐
fasst  folglich  mehr  als  die  Einrichtung 
von Technologietransferstellen und For‐
schungsdatenbanken. Es muss Wissens‐
bedarfe  etwa  bei  der  ortsansässigen 
Wirtschaft,  öffentlichen  und  zivilgesell‐
schaftlichen Einrichtungen aktiv  identi‐
fizieren,  statt  allein  passive  Informati‐
onsangebote zu unterhalten. Dafür sind 
bei  digitalen  Angeboten  intuitive  Nut‐
zerführung  und  Niedrigschwelligkeit 
der  Zugänge  basale  Anforderungen  – 
aber  bisher  kein  Standard.  Benötigt 
werden 

 datenbankbasierte  Wissenssysteme 
wie  Transferatlanten  oder  Transfer‐
portale,  

 Online‐Wissensatlanten  zu  einzelnen 
Themenfeldern,  

 Experten‐Pools, 
 Verfügbarkeitskataloge  zu  Spezialge‐
räten und  Laboren, die  an Hochschu‐
len existieren und auch von Partnern 
genutzt werden können, etwa für Ra‐
pid Prototyping.  

Denkbar sind auch  

 jährliche  Third‐Mission‐Bilanzen  der 
Hochschulen,  die  sich  in  deren ohne‐
hin  stattfindenden  Jahresberichter‐
stattungen integrieren ließen,  

 in  einem  fortgeschrittenen  Stadium 
Wissensplattformen,  die  nicht  nur 
bereits  Vorhandenes  präsentieren, 
sondern  auch  aktiv  Wissensbedarfe 
identifizieren  und Wissensproduktion 
anregen, oder  

 ein  auf  Stadt  und  Region  angewand‐
tes  Wissensbilanzmodell,  mit  dem 
das  Management  von  Wissen  in  der 
Stadt oder Region abgebildet wird. 

Gleichfalls  geht  es  um  die  aktive  Ver‐
knüpfung  der  hochschulischen  Lehran‐
gebote  mit  regionalen  Wissensbedar‐
fen:  
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 Weiterbildungsangebote  zur  innova‐
tionsorientierten Personalentwicklung 
in  Unternehmen  und  öffentlichem 
Dienst, z.B. zur Stärkung der betriebs‐
wirtschaftlichen  Kompetenz  in  tech‐
nologieorientierten KMUs; 

 Berücksichtigung der Bedürfnisse von 
KMUs  bei  der  Studienreform  –  d.h. 
konkret vorrangig die Ausbildung von 
Generalisten  statt  (Nur‐)Spezialisten, 
da  kleine  und mittlere  Unternehmen 
auf  Grund  ihrer  vergleichsweise  klei‐
nen Belegschaften  besonders  auf  fle‐
xibel  einsetzbares  Personal  angewie‐
sen sind; 

 duale Studiengänge oder 
 Kooperation  bei  Praktika  und  Studi‐
enabschlussarbeiten. 

Die  Navigation  durch  die  öffentlich  fi‐
nanzierten  Wissensangebote  sollte 
nicht  den  unter  Wettbewerbsdruck 
stehenden privaten Unternehmen oder 
den  personell  angespannt  arbeitenden 
Verwaltungen  überantwortet  werden, 
die  sämtlich  unter  Zeitknappheit  agie‐
ren.  Erfolgversprechender  und  ebenso 
zupackend  wie  gut  kommunizierbar 
dürfte  es  sein,  eine  One‐Stop‐Agency 
als  definierte  Ansprechstelle  einzurich‐
ten  bzw.  bestehende  Transferstellen 
entsprechend zu transformieren.  

Solche  zentralen  Ansprechpartner  in‐
nerhalb  einer  Hochschule  können  als 
Gatekeeper in der hochschulischen Au‐
ßenkommunikation  fungieren  und  zu‐
gleich  die  hochschulinterne  Informati‐
onsweitergabe  vereinfachen.  Überdies 
können Hochschulen damit auch Klagen 
über  mangelnde  Transparenz  ihrer 
Angebote den Boden entziehen: 

 In der One‐Stop‐Agency wird ein Wis‐
sensproblem bzw.  ‐bedarf aufgenom‐
men  und  ggf.  gemeinsam  eine  Präzi‐
sierung des Anliegens vorgenommen.  

 Sodann wird von dort aus dieses Pro‐
blem  aufbereitet.  Dabei  bleiben  für 
den  jeweils  Anfragenden  die  im  Hin‐
tergrund  bestehenden  internen  und 

externen  institutionellen Grenzen, et‐
wa  zwischen  Instituten,  weitestge‐
hend  unsichtbar,  müssen  ihn  also 
nicht  beschäftigen  und  seine  Auf‐
merksamkeit nicht unnötig binden.  

 Am Ende wird für das je konkrete Wis‐
sensproblem  ein  Lösungspaket  prä‐
sentiert, das, soweit im konkreten Fal‐
le  sachlich  geboten,  sämtliche  Instru‐
mentarien  mobilisiert,  die  zur  Verfü‐
gung  stehen:  Informationsrecherche, 
Erschließung  bereits  analysierter  ver‐
gleichbarer  Fälle,  ggf.  empirische Un‐
tersuchung,  neu  auszulösende  FuE‐
Aktivitäten,  Lehrforschungsprojekt, 
studentische  Abschlussarbeit,  Zugang 
zu  technischem  Equipment,  Weiter‐
bildung  von  Mitarbeiterinnen,  Ver‐
mittlung von Absolventen usw. 

Ein  in  dem  hier  dargestellten  Sinne 
komplexes  Wissensmanagement  lässt 
sich  nur  mit  Beteiligung  der  lokal  vor‐
handenen  Hochschulen  umsetzen.  Zu 
leisten  ist dann ein doppelter Transfer: 
einerseits  aus  der  Wissenschaft  in  An‐
wendungskontexte,  andererseits  aus 
den überregional  verfügbaren Wissens‐
basen in lokale Kontexte.  

 

Stadt‐Wissenschaft‐Interaktions‐
typen 

Auf  Basis  der  Untersuchung  lässt  sich 
schließlich  eine  Heuristik  für  eine Wis‐
senschaft‐Stadt‐interaktionsorientierte 
Typenbildung gewinnen. Mit dieser Sys‐
tematik  können  sich  beliebige  Städte 
typologisch  einordnen,  indem  fallweise 
die  nötigen  quantitativen  Daten  und 
qualitativen  Informationen  aufgefüllt 
werden. Dies eignet sich dazu, dass die 
Hochschulen  und  Städte  realistische 
Selbstwahrnehmungen  gewinnen  und 
daraus  Handlungsoptionen  entwickeln 
können. 

Die  Bestimmung  der  Beziehungstypen 
zwischen  Städten  und  ihren  Hochschu‐
len erfolgen anhand dreier wesentlicher 
Faktoren: (a) drei auf die örtlichen Rah‐
menbedingungen  bezogene:  die  Infra‐
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struktur,  die  sozioökonomische  Situati‐
on,  die  örtliche  Demografie  und  Ein‐
wohnerschaft; (b) die soziale und räum‐
liche  Präsenz  der  Hochschuleinrichtun‐
gen;  (c)  zwei  Faktoren,  die  Handlungs‐
routinen und ‐dynamiken einfangen: die 
Aktivitätscharakteristik  der  lokalen  Ak‐
teure  und  das  Interaktionsprofil  der 
Wissenschaftsakteure.  Als  so  erzeugte 
Gesamtbilder ergeben sich in einer mo‐
dellhaften Verdichtung:  

 Das  traditionelle Modell:  Stadt mit 
traditionsreicher Hochschule von signifi‐
kanter Größe, deren organisch gewach‐
sene  Beziehungen  zur  Stadt  lebens‐
weltlich und informell abgesichert sind. 

 Das  aktiv‐organische  Modell:  klei‐
nere  Hochschule(n)  in  kleinerer  Stadt, 
die  trotz  kurzer  Traditionslinie  über 
informelle,  ggf.  bürgergesellschaftlich 
verankerte  Strukturen  verfügen.  Am 
Sitzort  wird  die  Hochschule  als  Privileg 
empfunden.  Dieses  Gefühl  verdankt 
sich nicht nur dem Engagement  für die 
Ansiedlung  und  den  Erhalt  der  Hoch‐
schule angesichts ggf. bestehender oder 
drohender  Gefährdungen,  sondern 
auch  langfristiger  Herausforderungen 
für die Stadtentwicklung. 

 Das  passiv‐organische  Modell:  re‐
flektierte und konsensuale Selbstbezüg‐
lichkeit im Verhältnis von Hochschule(n) 

und Stadt. Beide orientieren sich an un‐
terschiedlichen  Zielsetzungen  und  he‐
gen  keine  oder  lediglich  geringe  wech‐
selseitige  Erwartungen.  Soweit  Erwar‐
tungen bestehen, werden diese bereits 
durch die bloße Anwesenheit der Hoch‐
schule(n) und das Halten eines gewissen 
Niveaus der städtischen Entwicklung als 
erfüllt angesehen. Entsprechend gibt es 
nur  wenige  formelle  und  informelle 
Verbindungen. 

 Das aktiv‐formalisierte Modell:  an‐
gesichts  intern  und/oder  extern  indu‐
zierten  Handlungsdrucks  –  zumeist  ge‐
ringe Wachstumsdynamik – Etablierung 
formalisierter  und damit  sichtbarer  Ko‐
operationsstrukturen.  Diese  lösen  zu‐
meist  das  traditionelle  oder  passiv‐or‐
ganische  Modell  ab.  Die  formalisierte 
Kooperation  dient  zugleich  Legitimati‐
ons‐ und Profilierungsabsichten. 

 Das  passiv‐formalisierte  Modell: 
Konsequenz enttäuschter Entwicklungs‐
hoffnungen,  als  deren Relikt  eine weit‐
gehend  symbolische  Formalstruktur 
fortbesteht,  dies  primär  zur  Bedienung 
externer Anfragen. Die Enttäuschungen, 
die sowohl auf Seiten der Stadt als auch 
der  Hochschule  eine  frustrationsindu‐
zierte  Selbstbezüglichkeit  erzeugen, 
können  interne  oder  externe Ursachen 
haben. 

 




